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Besondere Nebenbestimmungen zur Projektförderung 
für Wohnraum für Studierende 

(BNBest-P) 

Anlage zur Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen,  
Bau und Verkehr 

vom 22. Juni 2021, Az. 31-4741-2-6 

Die Besonderen Nebenbestimmungen zur Projektförderung für Wohnraum für Studierende beru-

hen auf haushaltsrechtlichen Bestimmungen und den Richtlinien für die Förderung von Wohn-

raum für Studierende. Sie enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinn 

des Art. 36 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erläuterungen. 

Die Besonderen Nebenbestimmungen zur Projektförderung für Wohnraum für Studierende sind 

als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich. Sie treten anstelle der Anlage 2 (AN-

Best-P) und der Anlage 4b (NBest-Bau) zu den VV zu Art. 44 BayHO. 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks ver-

wendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwen-

dungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als De-

ckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzuset-

zen. Der von der Bewilligungsstelle in der Förderentscheidung festgestellte Finanzierungs-

plan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. 

1.3 Die Bewilligungsstelle behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft 

zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist. 

2. Vergabe von Aufträgen 
Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks sind folgende Vorschriften 

in der jeweils geltenden Fassung zu beachten: 

2.1 Bei der Vergabe von Bauleistungen Teil A Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen (VOB/A); 

2.2 Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen die Unterschwellenvergabeordnung 

(UVgO) mit Ausnahme folgender Regelungen: 

− § 22 UVgO zur Aufteilung nach Losen, 

− § 28 Abs. 1 Satz 3 UVgO zur Veröffentlichung von Auftragsbekanntmachungen, 

− § 30 UVgO zur Vergabebekanntmachung, 

− § 38 Abs. 2 bis 4 UVgO zu Form und Übermittlung der Teilnahmeanträge und Angebote, 

− § 44 UVgO zu ungewöhnlich niedrigen Angeboten und 

− § 46 UVgO zur Unterrichtung der Bewerberinnen und Bewerber und Bieterinnen und Bieter. 
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Dies gilt abweichend von § 1 Abs. 1 UVgO auch, wenn der geschätzte Auftragswert die 

Schwellenwerte gemäß § 106 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) er-

reicht oder überschreitet, sofern kein Fall von Nr. 2.7 vorliegt; 

2.3 die Verwaltungsvorschrift zum öffentlichen Auftragswesen (VVöA) mit Ausnahme der Nrn. 1 

und 4; 

2.4 die Umweltrichtlinien Öffentliches Auftragswesen (öAUmwR); 

2.5 die Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung über das Öffentliche Auftragswesen 

– Vermeidung des Erwerbs von Produkten aus ausbeuterischer Kinderarbeit; 

2.6 die Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung über die Scientology-Organisation 

(öAScientO); 

2.7 Weitergehende Bestimmungen die den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Verga-

bevorschriften verpflichten, insbesondere die §§ 97 ff. GWB i. V. m. der Vergabeverordnung 

und dem Abschnitt 2 der VOB/A bleiben unberührt. 

2.8 Die Nrn. 2.1 bis 2.6 finden keine Anwendung, sofern das Bauvorhaben nicht mehr als 

15 Wohnplätze umfasst, es sei denn, der Zuwendungsempfänger ist aus anderen Gründen 

verpflichtet, die Vergabebestimmungen zu beachten. Finden die Nrn. 2.1 bis 2.6 keine An-

wendung sind Aufträge im Wert von nicht mehr als 100 000 Euro an fachkundige und leis-

tungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedingun-

gen zu vergeben. Dazu sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines 

Angebots aufzufordern. Verfahren und Ergebnisse sind zu dokumentieren. Aufträge im Wert 

von bis zu 5 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) für Liefer- und Dienstleistungen und bis zu 

10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) für freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1 

Satz 1 EStG) sowie für Bauleistungen können unter Berücksichtigung der Haushaltsgrund-

sätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit direkt vergeben werden. 

3. Zur Erfüllung des Verwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

3.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, 

sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwen-

dungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitli-

chen Bindung nicht anderweitig verfügen. 

3.2 Der Zuwendungsempfänger hat ganz oder überwiegend zu Lasten nicht rückzahlbarer Zu-

wendungen beschaffte Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 Euro 

(ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen der 

Staat Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kenn-

zeichnen. 
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4. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsstelle anzuzeigen, 

wenn 

4.1 er nach Einreichung des Förderantrags – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises 

– weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt  

oder von ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält, 

4.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Um-

stände sich ändern oder wegfallen, 

4.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung 

nicht zu erreichen ist, 

4.4 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend 

dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden, 

4.5 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird. 

5. Nachweis der Verwendung 
5.1 Als Verwendungsnachweis dient regelmäßig eine Verwendungsbestätigung der Kreisverwal-

tungsbehörde darüber, dass 

− das Bauvorhaben technisch und wirtschaftlich der Förderzusage und dem Förderantrag 

entsprechend erstellt wurde, 

− die Wohnplätze bestimmungsgemäß belegt sind, 

− die höchst zulässige Miete eingehalten ist und 

− die Fördermittel zweckentsprechend verwendet worden sind. 

5.2 Zur Erstellung der Verwendungsbestätigung hat der Zuwendungsempfänger der zuständigen 

Stelle spätestens innerhalb von sechs Monaten nach der Bezugsfertigkeit der Wohnplätze 

einen Sachbericht und einen zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem 

Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summa-

risch zusammen zu stellen sind, sowie eine Erklärung nach der Nr. 10.2.3 der VV zu 

Art. 44 BayHO vorzulegen. Unberührt bleiben die Verpflichtungen nach dem Gesetz über die 

Sicherung der Bauforderungen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 

213-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 

29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2436). 

5.3 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die 

Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den 

Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die 

Belege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z. B. Projektnummer) enthal-

ten. In der Verwendungsbestätigung ist zu erklären, dass die Ausgaben notwendig waren, 

dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und 

den Belegen übereinstimmen. 
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5.4 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 5.2 und 5.3 genannten Belege und Verträge sowie 

alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen für einen Zeitraum von min-

destens zehn Jahren ab Ende der Belegungsbindung aufzubewahren, sofern nicht nach 

steuerlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur 

Aufbewahrung können auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Aufnahme- und 

Wiedergabeverfahren muss nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung oder in 

der öffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen. 

5.5 Ergibt sich im Rahmen des Auszahlungsverfahrens, dass das Bauvorhaben technisch oder 

wirtschaftlich erheblich von den im Antragsverfahren gemachten Angaben abweicht, kann 

die Bewilligungsstelle den Bauherrn verpflichten, nach Bezugsfertigkeit einen Verwendungs-

nachweis anhand des amtlichen Antragsvordrucks einzureichen. Eine Kürzung der Förder-

mittel ist in solchen Fällen vorbehalten. 

6. Prüfung der Verwendung 
6.1 Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen an-

zufordern sowie die Verwendung der Zuwendung und die ordnungsgemäße Belegung der 

geförderten Wohnplätze durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 

zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und 

die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

6.2 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen 

(Art. 91 BayHO). 

7. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 
7.1 Die Zuwendung ist nach Maßgabe des Darlehensvertrags zu erstatten, soweit ein Zuwen-

dungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen 

Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen 

worden oder sonst unwirksam geworden ist. 

7.2 Nr. 7.1 gilt insbesondere, wenn 

− die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

− die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird, 

− eine auflösende Bedingung eingetreten ist. 

7.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwen-

dungsempfänger 

− die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks ver-

wendet oder 

− Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorge-

schriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten 

(Nr. 4) nicht rechtzeitig nachkommt. 
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7.4 Der Erstattungsanspruch ist mit 3 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB 

für das Jahr nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG bzw. des Darlehensvertrags zu 

verzinsen. 

7.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungs-

zwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerru-

fen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung 

ebenfalls Zinsen in Höhe von 3 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB für 

das Jahr verlangt werden. 
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